
wendigen Schlußfolgerungen bezüglich der strafrecht­
lichen Reaktionsweise.
Wenn es in der Vergangenheit auch verschiedentlich zu 
Fehlentscheidungen kam, so vor allem deshalb, weil 
Tatschwere und Schuld nicht als die bestimmenden Kri­
terien für die Strafzumessung gesehen oder unter 
Außerachtlassung ihrer Beziehungen zu weiteren Seiten 
der Straftat - begünstigende Bedingungen, Entwicklung 
der Täterpersönlichkeit, Kraft des Kollektivs, Vor­
bestraftheit usw. — einseitig beurteilt wurden. Damit 
wird aber zugleich die dem Strafrecht zugunde liegende 
Einheit von Schutz- und Erziehungsfunktion negiert. 
Welche konkrete Maßnahme zur Erziehung notwendig 
ist, ergibt sich vorrangig auch aus der in der Tat und 
dem Verschulden zum Ausdruck gekommenen Spanne 
zwischen dem unfreien und dem freien Handeln10.
Nur auf dieser Basis — der politisch-ideologischen und 
rechtlich richtigen, objektiven Bewertung der Tat und 
der Schuld — lassen sich u. E. die Funktionen der Strafe 
insgesamt sowie die einzelner Strafarten und ihre An­
wendungsbereiche ableiten.
Die These, daß Tatschwere und Schuld die entscheiden­
den, allgemeingültigen Strafzumessungskriterien sind 
und in ihrer Wertigkeit durch keine anderen aufgeho­
ben oder beseitigt werden, findet auch in Art. 6 StGB- 
Entwurf Ausdruck. Dort heißt es:

„Maßstab für die gerechte Anwendung der Straf­
gesetze ist, welche Tat der Gesetzesverletzer began-

10 Vgl. Buchholz, „Die erzieherische Funktion der Strafe ln 
der Periode des entfalteten sozialistischen Aufbaus", NJ 1964 
S. 591 f.

gen hat, welche persönliche Schuld er trägt und wie 
er in Beurteilung dessen zu einem verantwortungs­
bewußten Mitglied der sozialistischen Gesellschaft er­
zogen werden kann, das gleichberechtigt und gleich­
verpflichtet an ihrer Arbeit und ihrem Leben teil­
nimmt.“

§ 65 StGB-Entwurf weist ebenfalls auf die besondere 
Bedeutung der Tatschwere und des Verschuldens für die 
Strafzumessung hin:

„Art und Maß der Strafe sind innerhalb des gesetz­
lichen Strafrahmens unter Berücksichtigung der Art 
und Schwere des Verschuldens des Täters, der Ur­
sachen und Beweggründe der Tat, der persönlichen 
Eigenschaften des Täters, seiner Entwicklung, seines 
Bewußtseinsstandes, seines gesellschaftlichen Verhal­
tens vor und nach der Tat und ihrer Umstände und 
Folgen zu bestimmen, soweit diese über die Schwere 
der Tat upd die Fähigkeit und Bereitschaft des Täters 
Aufschluß geben, künftig seiner Verantwortung ge­
genüber der Gesellschaft nachzukommen.“

Wir sind gegenwärtig noch nicht in der Lage, die Ele­
mente des Systems der Strafzumessung und ihre viel­
schichtigen Beziehungen zueinander zu bestimmen, d. h. 
die Struktur des Systems herauszuarbeiten. Dazu be­
darf es zunächst einer Analyse aller wichtigen Elemente 
(Kriterien) der Strafzumessung, wie sie sich vor allem 
in der Rechtsprechung ergeben haben, sowie der Be­
stimmung ihrer Wertigkeit bzw. ihrer Rangfolge im 
System11. (wird fortgesetzt)

11 Mit diesen Fragen wird sich der 2. Teil dieses Beitrags be­
schäftigen.
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Mildernde Umstände bei Sexualdelikten
Sexualverbrechen werden von den Bürgern unseres 
sozialistischen Staates mit Recht als schwere Verbre­
chen angesehen. Bei ihrer Bekämpfung und Zurück- 
drängung steht daher grundsätzlich die Repressivge­
walt des Staates im Vordergrund. Partei und Staats­
führung haben in Beschlüssen und Dokumenten wie­
derholt auf die Notwendigkeit einer richtigen Differen­
zierung der Strafe hingewiesen und dabei die Bedeu­
tung der Schutzfunktion des Rechts gegenüber schwe­
ren Verbrechen hervorgehoben. Einzelne Hinweise be­
ziehen sich dabei speziell auf Sexualverbrechen.1 Ge­
rechtigkeit, Überzeugungskraft und Wirksamkeit eines 
jeden Urteils hängen wesentlich davon ab, wie die dem 
sozialistischen Recht immanenten Differenzierungsprin­
zipien gewahrt werden. Dabei spielt die richtige An­
wendung der Bestimmungen über mildernde Umstände 
eine maßgebliche Rolle, worauf auch im Beschluß des 
Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen der Gewalt­
verbrechen2 hingewiesen wird.

Ursachen der fehlerhaften Anwendung 
mildernder Umstände
Eine Analyse der Rechtsprechung auf dem Gebiete der 
Sexualdelikte aus den Jahren 1965/66 im Bezirk Leipzig 
zeigt, daß die Fehleinschätzung derartiger Straftaten 
— die zumeist zum Ausspruch ungerechtfertigt niedri­
ger Strafen führt — vor allem auf Unklarheiten über

1 Vgl. „Wie verwirklicht sich die sozialistische Demokratie?“ 
(Aus der Rede W. Ulbrichts vor dem Nationalkongreß), NJ 
1962 S. 394; Bericht des Zentralkomitees an den VI. Parteitag 
der SED. Berlin 1962, S. 27; E. Honecker, Bericht des Politbüros 
an die 11. Tagung des Zentralkomitees der SED, Berlin 1966, 
S. 56, 70 ff.
2 Beschluß vom 30. Juli 1963 - 1 PI B 1/63 - (NJ 1963 S. 558).

das Wesen und die Anwendungsmöglichkeiten mildern­
der Umstände beruht.

So sah das Kreisgericht Leipzig-Nordost bei einer in 
Tateinheit mit Körperverletzung begangenen Notzucht 
mildernde Umstände darin, daß die Geschädigte nicht 
alles getan habe, um den Geschlechtsverkehr zu ver­
hindern. Sie habe es unterlassen, sich nach den An­
näherungsversuchen des Täters zu entfernen. Im übri­
gen sei es nur kurz zum Geschlechtsverkehr gekommen; 
der Angeklagte habe dies nicht mehrmals versucht.

Das Kreisgericht Eilenburg verneinte bei einer Un­
zuchtshandlung an einem Kind zwar im Ergebnis rich­
tig das Vorliegen mildernder Umstände, begründete 
dies aber mit dem Satz, mildernde Umstände seien des­
halb nicht gegeben, weil es sich bei der Tat um eine 
vollendete Unzucht gehandelt habe.
In einem Urteil des Kreisgerichts Torgau wurde als 
mildernder Umstand die Tatsache angeführt, daß die 
versuchte Notzucht in der Nähe einer Fernverkehrs­
straße begangen worden sei, wo — wie das Eingreifen 
von Zeugen beweise — andere Bürger hinzukommen 
konnten, so daß von einer raffinierten und erheblich 
gewalttätigen Tatausführung nicht gesprochen werden 
könne.
Diese drei Beispiele zeigen bereits, daß das Vorliegen 
mildernder Umstände zum Teil noch subjektivistisch 
und praktizistisch geprüft wird. Die Gerichte gehen in 
diesen Fällen offenbar vom angestrebten Ergebnis aus, 
das sie dann durch eine nachträgliche Konstruktion mil­
dernder Umstände stützen wollen. Solche fehlerhaften 
Erwägungen bei der Anwendung mildernder Umstände


